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Vorbemerkung

Alle Schulen in Hamburg verfügen nach § 36 i.V.m. § 33 
Infektionsschutzgesetz (IfSG) über einen schulischen Hygi-
eneplan, in dem die wichtigsten Eckpunkte nach dem 
Infektionsschutzgesetz geregelt sind. Der vorliegende Mus-
ter-Corona-Hygieneplan basiert auf den Vorgaben des 
Infektionsschutzgesetzes und auf der Verordnung zur Ein-
dämmung der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-COV-2 
in der Freien und Hansestadt Hamburg. Er enthält Anga-
ben über die zu treffenden technischen, organisatorischen 
und ggf. erforderlichen individuellen Maßnahmen zum 
Arbeitsschutz und ist von allen Hamburger Schulen ent-
sprechend ihrer schulischen Gegebenheiten zu operationa-
lisieren. Die Schule muss einen eigenen Hygieneplan nur 
dann und soweit aufstellen, als sie wegen räumlichen oder 
personeller Besonderheiten von diesem Musterhygieneplan 
abweichen muss.

Dieser Plan gilt ab dem 7. März 2022 bis zu dem Zeit-
punkt, zu dem die Behörde für Schule und Berufsbildung in 
Abstimmung mit der Behörde für Arbeit, Gesundheit, Sozi-
ales, Familie und Integration die Vorgaben an die allge-

meine Entwicklung der Corona-Pandemie anpasst. Rege-
lungen zum Einsatz des schulischen Personals und der 
Verwaltungsangestellten in Schulbüros mit höherem Risiko 
sind nicht Teil dieses Muster-Corona-Hygieneplans. Beach-
ten Sie hierzu die Anlage 5 des Schreibens der Amtsleitung 
vom 29. Juli 2021.

Schulleitungen sowie Pädagoginnen und Pädagogen 
gehen bei der Umsetzung der Hygienemaßnahmen mit 
gutem Beispiel voran und sorgen zugleich dafür, dass die 
Schülerinnen und Schüler die Hygienehinweise ernst neh-
men und umsetzen. Alle Beschäftigten der Schulen, alle 
Schülerinnen und Schüler sowie alle weiteren regelmäßig 
an den Schulen arbeitenden Personen sind darüber hinaus 
gehalten, sorgfältig die Hygienehinweise der Gesundheits-
ämter bzw. des Robert Koch-Instituts zu beachten. Über die 
Hygienemaßnahmen sind das Personal, die Schülerinnen 
und Schüler sowie die Erziehungsberechtigten auf jeweils 
geeignete Weise zu unterrichten.

Zuständig: Schulleitung

0.	 Anordnung der sofortigen Vollziehung aller Regelun-
gen

Die sofortige Vollziehung der im Muster-Corona-Hygi-
eneplan enthaltenen Regelungen und Pflichten wird 
hiermit angeordnet. Die im Muster-Corona-Hygiene-
plan enthaltenen Regelungen und Pflichten dienen 
dem Schutz individueller Rechtsgüter von höchstem 
Rang, insbesondere von Leben und Gesundheit aller 
schulischen Beteiligten. Weiterhin sind sie unerläss-
lich, um den Schulbetrieb zu gewährleisten, und die-
nen damit der Aufrechterhaltung einer staatlichen Auf-
gabe von überragender Bedeutung für das Gemeinwe-
sen. Gegenläufige Interessen einzelner Betroffener 
müssen angesichts der nach wie vor hohen Gefahren 
für Leib und Leben sowie angesichts des Interesses an 
der Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Schulbe-
triebs zurückstehen.

1.	 Durchführung des Schulbetriebs im Schuljahr 
2021/22

Die Monate des ausgesetzten Regelschulbetriebes 
waren für die Familien sowie die Kinder und Jugendli-
chen mit großen Belastungen verbunden. Das Lernen 
zu Hause unterscheidet sich erheblich vom Lernen in 
der Schule. Führende Virologen und Wissenschaftler 
weisen zudem darauf hin, dass Kinder und Jugendliche 
auch in ihrer sozialen und psychischen Entwicklung 
Schaden nehmen können, wenn sie sich nicht regelmä-
ßig mit Gleichaltrigen austauschen können und von 
ausgebildeten Pädagogen in ihrer Entwicklung geför-
dert werden. Für alle Kinder und Jugendlichen gilt 
unabhängig von ihren Lebensverhältnissen, dass 
Schule als Ort des Lernens und des sozialen Miteinan-
ders eine besondere Bedeutung für Bildung und Ent-
wicklung hat.

Im August 2021 sind die Schulen aller Schulformen 
daher über alle Jahrgänge im vollen Präsenzunterricht 
nach Stundentafel gestartet. Begleitet wurde der Prä-
senzunterricht durch umfangreiche Infektionsschutz-
maßnahmen. Im Februar 2022 kann festgestellt wer-
den, dass die Infektionen aufgrund der neuen Omi
kron-Variante in Deutschland wie in allen europäi-
schen Ländern wesentlich milder verlaufen als zu 
Beginn der Pandemie. Bundes- und Länderregierun-
gen erarbeiten zurzeit einen Stufenplan, der darauf 
abzielt, bis zum 20.  März 2022 sehr viele Einschrän-
kungen und Sicherheitsmaßnahmen zu beenden. Für 
den Schulbetrieb im laufenden Schuljahr bedeutet dies, 
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mögliche Lockerungen mit noch notwendigen Infekti-
onsschutzmaßnahmen zu verbinden.

Schülerinnen und Schüler vom Präsenzunterricht zu 
befreien, wird ab dem 18. Oktober 2021 nur noch in 
einzelnen Ausnahmefällen aus nachgewiesenen 
gesundheitlich zwingenden Gründen geboten sein, 
siehe auch Kap. 4. Diese Schülerinnen und Schüler 
werden von der Schule nach den vorhandenen perso-
nellen Ressourcen mit Angeboten des Distanzunter-
richts versorgt. Für Reiserückkehrerinnen und Reise-
rückkehrer gelten die Regelungen aus Kap. 13.

Zuständig: Schulleitung

1.1.	 Verpflichtende Schnelltests für Laien bei allen an der 
Schule tätigen Personen

Nach § 23 Abs. 1b HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
gilt ab dem 18. September 2021. Andere Personen als 
Schülerinnen und Schüler dürfen das Schulgelände nur 
betreten bzw. dort verbleiben, wenn sie einen negativen 
Coronavirus-Testnachweis (§ 10 h HmbSARS-CoV-2-
EindämmungsVO), einen Coronavirus-Impfnachweis 
oder einen Genesenen-Nachweis vorlegen. Diese Rege-
lungen gilt insbesondere für das pädagogische Personal 
ebenso wie das Verwaltungspersonal an Schulen, für 
das Personal externer Dienstleister (z. B. Catering- oder 
Reinigungsunternehmen), für die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter von Trägern der Freien Kinder- und 
Jugendhilfe) sowie auch für ehrenamtliche Helferinnen 
und Helfer. Auf den jeweiligen Beschäftigungsstatus 
(angestellt, selbständig, ehrenamtlich usw.) kommt es 
hierbei nicht an.

Die Änderung des Infektionsschutzgesetzes sieht seit 
dem 25. November 2021 eine 3-G-Zugangsregel am 
Arbeitsplatz vor. Wer weder geimpft noch genesen ist, 
darf seine Arbeitsstätte grundsätzlich nur betreten, 
wenn er einen aktuellen Testnachweis hat. Zur Erfül-
lung dieser Testpflicht können die kostenlosen Bürger-
tests in den Testzentren genutzt werden. Der entspre-
chende Testnachweis ist den Schulleitungen oder einer 
von ihr beauftragten Person vorzulegen. Die Nutzung 
der Testangebote ist keine Arbeitszeit. Ein Anspruch 
auf Dienst-/Arbeitsbefreiung sowie auf Kostenersatz 
besteht nicht

Ausgenommen sind Sorgeberechtigte der Schülerinnen 
und Schüler, weiter die Polizei, die Rettungsdienste, 
die Feuerwehr, der Katastrophenschutz sowie Bediens-
tete des zuständigen Bezirksamts. Ausgenommen sind 
darüber hinaus Personen, die sich nur temporär auf 
dem Schulgelände befinden und keinen direkten Kon-
takt zu den Schülerinnen und Schülern haben oder 
wenn sie sich außerhalb der Unterrichtszeit auf dem 
Schulgelände befinden wie u. a. Handwerker, Land-
schaftsgärtner, Personen, die auf abgeschlossenen schu-
lischen Baustellen tätig sind, sowie Mitglieder von 
Sportvereinen.

Bei einem positiven Schnelltestergebnis gelten die Mel-
deverpflichtungen aus Kap. 15.

1.2.	 Verpflichtende Schnelltest für Laien bei Schülerinnen 
und Schülern

Schülerinnen und Schüler, die Präsenzangebote an der 
Schule wahrnehmen, dies schließt die von der Schule 
für verpflichtend erklärte Anwesenheit wie der bei 
Klausuren ein, werden nur zugelassen, wenn sie

–	 zuvor unter Aufsicht der Schule einen Selbsttest mit 
negativem Ergebnis selbst durchgeführt haben,

–	 einen Antigen-Schnelltest gemäß § 10 d HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO bei einem zugelassenen 

Testzentrum durchführen und ein negatives Ergeb-
nis bestätigt bekommen haben, das nicht älter als 24 
Stunden ist oder

–	 einen PCR Test vorlegen, der § 10 d HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO entspricht und nicht älter 
ist als 48 Stunden.

Dies gilt auch für Schülerinnen und Schüler der Vor-
schulklassen. Verweigern Schülerinnen und Schüler 
eine Selbsttestung, werden sie zu schulischen Präsenz
angeboten nicht zugelassen und müssen das Schulge-
lände verlassen.

Die Testpflicht umfasst mindestens zwei verpflich
tende Tests in jeder Kalenderwoche. Die Erhöhung der 
Testfrequenz kann durch das zuständige Gesundheits-
amt im Einzelfall oder durch die Behörde für Schule 
und Berufsbildung nach allgemeiner Infektionsent-
wicklung angeordnet werden. Zu verwenden sind stets 
die von der FHH zur Verfügung gestellten Schnelltests, 
sofern nicht die Alternative nach § 10 d HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO in einem zugelassenen Test-
zentrum wahrgenommen wird. Der Test sollte jeweils 
zu Beginn des Schultages durchgeführt werden. Der 
Montag ist als Testtag festgelegt, ansonsten ist eine 
gleichmäßige Verteilung auf die weiteren Wochentage 
vorzusehen. Dies gilt bis auf Weiteres auch für geimpfte 
und genesene Personen im Sinne der COVID-19 
Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung, siehe 
auch Kap. 1.3.

Bei einem positiven Schnelltestergebnis gelten die Mel-
deverpflichtungen aus Kap. 15 sowie die Dokumentati-
onspflichten aus Kap. 14. Darüber hinaus ist keine 
personenbezogene Dokumentation der durchgeführten 
und negativ ausgefallenen Schnelltests durch die Schu-
len notwendig. Zu Monitoringzwecken ist allein der 
zahlenmäßige Verbrauch der Schnelltests zu erfassen 
und der BSB auf Abfrage zu melden.

Für Angebote der Jugendmusikschule außerhalb des 
Regelunterrichts gilt bei ein 2-G-Zugangsmodell. 
Schülerinnen und Schüler nach Vollendung des 16. 
Lebensjahres müssen daher einen Coronavirus-Impf-
nachweis oder Genesenen-Nachweis, jeweils in Verbin-
dung mit einem amtlichen Lichtbildausweis vorzeigen. 
Alternativ müssen sie ein qualifiziertes schriftliches 
ärztliches Zeugnis (§ 10j Abs. 2 der EindämmungsVO) 
im Original darüber vorlegen, dass sie sich aufgrund 
einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen das 
Coronavirus impfen lassen können und einen negati-
ven Coronavirus-Testnachweis nach § 10h vorlegen.

1.3.	 Ausnahmen von der Testpflicht

Für Schülerinnen und Schüler gilt die Testpflicht 
uneingeschränkt. Dies gilt auch, wenn sie geimpft oder 
genesen sind. Ausgenommen davon sind frisch gene-
sene Schülerinnen und Schüler, die nach zehn Tagen 
Isolation bzw. nach sieben Tagen verkürzter Isolation 
und 48 Stunden Symptomfreiheit und Freitestung mit 
einem Antigen-Schnelltest in einem zugelassenen Test-
zentrum wieder zur Schule kommen. Diese Schülerin-
nen und Schüler können durch die Schulleitung für 
sieben Tage nach Rückkehr in die Schule von der 
Testpflicht ausgenommen werden.

Schulleitungen können von der Einhaltung der Test-
pflicht bei Schülerinnen und Schülern dann Abstand 
nehmen, wenn sie eine besondere persönliche Härte 
bedeutet. Eine solche Härte liegt vor, wenn die gefor-
derte Handlung, wie die Durchführung eines Selbst-
tests, für den Schüler oder die Schülerin beispielsweise 
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aufgrund eines sonderpädagogischen Förderbedarfs 
mit besonderen Beeinträchtigungen verbunden ist.

Für andere Personen gilt:

Vollständig Geimpfte oder Genesene sind nach 
Beschlusslage auf Bundesebene getesteten Personen 
gleichgestellt. Auch die Pflicht, sich zweimal in der 
Woche für den Präsenzunterricht testen zu lassen, gilt 
für diese Gruppe nicht mehr.

Als vollständig geimpft gelten alle Personen erst ab 
dem 15. Tag nach der zweiten Corona-Schutzimpfung 
mit einem in der EU zugelassenen Impfstoff. Geimpfte 
müssen einen entsprechenden Nachweis vorlegen kön-
nen. Bei Geimpften ist das der Impfausweis oder eine 
Impfbescheinigung in deutscher, englischer, französi-
scher, italienischer oder spanischer Sprache als Papier-
dokument oder in digitaler Form (§ 2 Abs. 5 Hmb
SARS-CoV-2-EindämmungsVO i.V.m. §  2 COVID-19- 
Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung). Als voll-
ständig geimpft gelten auch diejenigen Personen, die 
zusätzlich zu einer durchgemachten Infektion mit dem 
SARS-CoV-2-Virus eine einzelne Impfdosis erhalten 
haben (geimpfte Genesene). Ist die Corona-Infektion 
vor der Impfung aufgetreten, so gilt die Person ab dem 
Tag der Impfung sofort als vollständig geimpft. Ist die 
Corona-Infektion nach der Impfung aufgetreten, so gilt 
die Person ab dem 29. Tag nach der Abnahme des posi-
tiven Tests als vollständig geimpft.

Als Genesene gelten alle Personen, die eine Corona-In-
fektion überstanden haben, die mindestens 28 Tage 
sowie maximal 90 Tage (seit Datum der Abnahme des 
positiven Tests) zurückliegt, oder die nach der zurück-
liegenden Infektion mindestens eine Corona-Schutz
impfung erhalten haben. Bei Genesenen ist ein Genese-
nen-Nachweis erforderlich. Hierbei handelt es sich um 
eine Bescheinigung, dass eine Infektion mit dem 
Coronavirus auf Grundlage eines PCR-Tests festge-
stellt worden ist.

2.	 Abstands- und Kontaktregeln

2.1.	 Abstands- und Kontaktregeln für Schülerinnen und 
Schüler

Schülerinnen und Schüler sollen angehalten werden, 
nach Möglichkeit Abstand zu wahren. Insbesondere ist 
darauf zu achten, dass unmittelbare körperliche Kon-
taktaufnahmen (z. B. Umarmungen, Händeschütteln) 
soweit wie möglich vermieden werden.

Das allgemeine Abstandsgebot wird zur Sicherstellung 
des Unterrichts in Bezug auf das Lernen im Schulun-
terricht eingeschränkt. Um eine sinnvolle Unterrichts-
gestaltung zu ermöglichen, ist das Abstandsgebot zwi-
schen den Schülerinnen und Schülern im Unterricht in 
der Klasse sowie allen Lern-, Förder- und Ganztagsan-
geboten aufgehoben.

Außerhalb der Unterrichts- und Ganztagsangebote, 
zum Beispiel in den Pausen, auf den Wegen und beim 
Mittagessen sollte im Sinne der Verordnung zur Ein-
dämmung der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-
COV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg darauf 
hingewirkt werden, dass das Abstandsgebot eingehal-
ten wird. Gleichwohl müssen die Schülerinnen und 
Schüler einer Jahrgangsstufe in den allgemeinbilden-
den Schulen untereinander den Mindestabstand nicht 
zwingend einhalten.

Zuständig: Schulleitung, pädagogisches Personal

2.2.	 Abstands- und Kontaktregeln für das schulische Per
sonal
Das schulische Personal muss untereinander das 
Abstandsgebot einhalten, beispielsweise in Konferen-
zen, im Lehrerzimmer, im Schulbüro und bei Kontak-
ten mit Eltern. Auf Abstand ist insbesondere in den 
Schulbüros, im Lehrerzimmer und in Teeküchen zu 
achten.
Lehrkräfte und andere pädagogische Kräfte agieren 
grundsätzlich jahrgangs- bzw. kohortenübergreifend 
und können daher in verschiedenen Lerngruppen ein-
gesetzt werden. Im Unterricht sollten Lehrkräfte und 
andere pädagogische Kräfte nach Möglichkeit den 
Abstand zu den Schülerinnen und Schülern einhalten. 
Hier ist ein Mindestabstand von 1,50 Metern jedoch 
nicht zwingend erforderlich. Da die COVID-19-
Erkrankung von der Dosis der Viren abhängt, ist es 
wichtig, dass entsprechende Kontakte mit geringerem 
Abstand als 1,50 Metern in ihrer zeitlichen Dauer 
beschränkt werden. Als hoch gilt die Wahrscheinlich-
keit einer Infektion mit dem Coronavirus nach dem 
Robert-Koch-Institut dann, wenn eine Person in 
„kumulativ mindestens 10-minütigem Gesichts- („face-
to-face“) Kontakt z. B. im Rahmen eines Gesprächs“ zu 
einem an COVID-19-Erkrankten stand.
In einer besonderen Situation befinden sich Lehrkräfte 
und weitere Personen, die nicht nur kohorten-, sondern 
auch schulübergreifend eingesetzt werden müssen, z. B. 
Studienleiterinnen und -leiter oder Lehrkräfte der För-
derzentren. Es ist im Hygieneplan der Schulen darauf 
zu achten, dass die von dieser Gruppe ausgehende 
Infektionsgefahr für andere Personen durch Einhalten 
geeigneter Schutzmaßnahmen minimiert wird.
Zuständig: Schulleitung

2.3.	 Maßnahmen zur Sicherstellung der Abstandregeln
Die Schulen sorgen durch eine entsprechende Kom-
munikation dafür, dass die Abstands- und Hygienere-
geln allen Personen an der Schule bekannt sind. Sie 
sichern die Einhaltung der derzeit noch notwendigen 
Abstandsregeln, indem sie mit den Schülerinnen und 
Schülern diese Regeln lernen und einüben. In ihrem 
schuleigenen Hygieneplan beschreiben die Schulen 
Maßnahmen, mit denen sie die Einhaltung der Regeln 
sicherstellen.
Aufsichtspflichten müssen im Hinblick auf veränderte 
Pausensituationen und die neuen Verhaltens- und 
Hygieneregelungen angepasst werden (geöffnete Fens-
ter, körperliche Auseinandersetzungen zwischen Schü-
lerinnen und Schülern, „tote“ Ecken im Schulgelände).
Zuständig: Schulleitung und schulisches Personal

3.	 Das Tragen von medizinischen Masken
Durch das Tragen von medizinischen Masken werden 
Tröpfchen, die z. B. beim Sprechen, Husten oder Nie-
sen ausgestoßen werden, abgefangen. Als Standard gilt 
dabei die sog. OP-Maske, das Tragen von CPA, KN 95, 
FFP 2 ist freiwillig. Das Risiko, eine andere Person 
durch Husten, Niesen oder Sprechen anzustecken, wird 
so deutlich verringert (Fremdschutz).
Alle Personen müssen an den Schulen bis auf Weiteres 
eine medizinische Maske tragen („Maskenpflicht“). 
Die Maskenpflicht gilt insbesondere während der 
Unterrichts- und Ganztagsangebote, in den Fluren 
sowie auf den Zuwegungen. Von dieser grundsätzli-
chen Regelung gibt es folgende Ausnahmen:
1.	 Ausgenommen von der Maskenpflicht ist das schu-

lische Personal in der Zeit, in der es in einem Büro 
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an einem festen Arbeitsplatz arbeitet und zusätzlich 
untereinander den Mindestabstand einhält. Das gilt 
beispielsweise für das Schulsekretariat oder das 
Lehrerzimmer, aber auch für Elterngespräche, 
Elternabende und Schulkonferenzen in geeigneten 
Schulräumen (siehe auch Kap. 2.2). Für Personen, 
die sich alleine in einem Raum aufhalten, besteht 
keine Maskenpflicht.

2.	 Ausgenommen von der Maskenpflicht sind Schüle-
rinnen und Schüler, die an einem festen Platz in der 
Schulkantine oder einem Klassenraum das Essen 
einnehmen (zur Mittagessenversorgung siehe auch 
Kap. 8).

3.	 Eine Befreiung einzelner Schülerinnen und Schüler 
oder Beschäftigter von der Maskenpflicht kann die 
Schulleitung nur auf der Grundlage eines aktuellen 
qualifizierten ärztlichen Attestes erteilen. Dabei 
genügt es nicht, wenn ein Arzt attestiert, die oder 
der Betroffene sei „aus gesundheitlichen Gründen“ 
nicht in der Lage, eine Maske zu tragen. Vielmehr 
muss sich aus dem Attest nachvollziehbar ergeben, 
welche gesundheitlichen Beeinträchtigungen auf-
grund der Verpflichtung zum Tragen einer medizi-
nischen Maske in der Schule zu erwarten sind. Das 
Attest muss die diagnostizierte Erkrankung, auf-
grund derer mit gesundheitlichen Beeinträchtigun-
gen beim Tragen der Maske zu rechnen ist, klar 
ausweisen. Ein qualifiziertes Attest muss darüber 
hinaus zweifelsfrei erkennen lassen, dass

–	 ein zugelassene Ärztin bzw. ein zugelassener Arzt

–	 im Rahmen einer persönlichen Untersuchung 
der Patientin/des Patienten

–	 ein ordnungsgemäßes Attest (Name Patient, 
Stempel Praxis, Datum etc.)

	 erstellt hat. Entspricht ein Attest den o.g. Vorgaben, 
so ist es zu akzeptieren und durch die Schulleitung 
mit der oder dem Betroffenen abzustimmen, wie 
eine Teilnahme am Unterricht bzw. ein Einsatz an 
Schule erfolgen kann, ohne dass von ihr bzw. ihm 
eine Ansteckungsgefahr ausgeht.

	 Die Befreiung wird grundsätzlich nur ausdrücklich 
befristet für das laufende Schulhalbjahr ausgespro-
chen. Eine kürzere Befreiung ist angezeigt, wenn 
sich dies unmittelbar aus dem Attest ergibt. Wird 
eine Erkrankung attestiert, die offensichtlich keiner 
Besserung zugänglich ist, genügt im folgenden 
Halbjahr die Vorlage des alten Attests.

4.	 Ausgenommen von der Maskenpflicht ist ferner der 
Aufenthalt im Freien. Die Schulbeschäftigten wer-
den gebeten darauf achten, dass sie selbst den Min-
destabstand gegenüber Schülerinnen und Schülern 
sowie anderen Schulbeschäftigten einhalten und es 
zu keinen größeren Ansammlungen zwischen den 
Schülerinnen und Schülern kommt.

5.	 Ausnahmen von der Maskenpflicht gelten für den 
Theater- und Musikunterricht. Hier soll die Maske 
im Unterricht bei fachlich erforderlichen Phasen, 
wie u. a. beim Singen, beim Spielen von Blasinstru-
menten und beim chorischen Sprechen auch in 
geschlossenen Räumen abgenommen werden. Siehe 
im Übrigen Kap. 7.

6.	 Die Vorgaben für den Sportunterricht orientieren 
sich dem Grundsatze nach an denen für den Ver-
einssport, soweit sich aus § 23 der Eindämmungs-
verordnung oder dem vorliegenden Musterhygiene-
plan nichts Abweichendes ergibt. Danach gilt für 

den Sport in geschlossenen Räumen keine Masken-
pflicht, hier soll die Maske abgenommen werden. 
Dies gilt auch bei Sportarten mit Positionsverände-
rungen, wie  z. B. dem Mannschaftssport.

7.	 Schülerinnen und Schülern dürfen in allen Prüfun-
gen, Präsentationen und Klausuren dann die Maske 
abnehmen, wenn ein Mindestabstand von 
1,5 Metern eingehalten werden kann.

8.	 Eine Ausnahme für das schulische Personal von der 
Maskenpflicht bezieht sich auf Unterrichtsphasen 
insbesondere in der Grundschule, die dem Sprach
erwerb oder dem Lese-Schreiblernprozess dienen. 
Hier ist das temporäre Ablegen der Maske möglich, 
wenn der Abstand von 1,5 Metern zu allen Schüle-
rinnen und Schülern gewahrt wird und alle weite-
ren Hygienemaßnahmen, insbesondere das Lüften, 
eingehalten werden. Eine Plexiglasscheibe am Pult 
kann darüber hinaus zusätzlichen Schutz bieten.

Die Schule weist alle Beteiligten, insbesondere die Sor-
geberechtigten sowie die Schülerinnen und Schüler, 
auf die Maskenpflicht hin und erklärt die Regeln für 
das Tragen auf dem Schulgelände. Wichtig sind ent-
sprechende Hinweistafeln oder -plakate an den Schul
eingängen.

Die Schule achtet darauf, dass die Schülerinnen und 
Schüler, die schulischen Beschäftigten sowie alle weite-
ren Personen die Regeln an den Schulen einhalten. 
Werden die Regeln nicht eingehalten, ergreift die 
Schule zur Durchsetzung der Regeln die entsprechen-
den Maßnahmen wie bei anderen Disziplinverstößen 
auch.

Schulexterne sowie Eltern tragen während der Schul-
zeit im Schulgebäude grundsätzlich eine medizinische 
Maske (zum Zugang schulfremder Personen siehe auch 
Kap. 12).

4.	 Umgang mit Schülerinnen und Schülern mit erhöh-
tem Risiko

Für alle Schülerinnen und Schüler gilt ohne Ein-
schränkung die Schulpflicht.

Bei Schülerinnen und Schülern, die unter Vorerkran-
kungen mit besonderer Risikolage leiden, sind beson-
dere Schutzmaßnahmen zu treffen. Dieses gilt auch für 
gesunde Schülerinnen und Schüler, die in häuslicher 
Gemeinschaft mit Personen mit besonderen Gesund-
heitsrisiken leben. Die besondere Gefährdung ist durch 
ein qualifiziertes ärztliches Attest nachzuweisen. Hin-
sichtlich der Inhalte des qualifizierten Attests wird auf 
die unter Ziffer 3.3 genannten Anforderung verwiesen. 
Schutzmaßnahmen können z. B. das Tragen einer FFP-
2-Maske, die gesonderte Platzierung im Klassenraum, 
Einsatz von Plexiglaswänden, Ausschluss von Grup-
penarbeiten, abweichende Pausenzeiten und ähnliches 
sein.

Eine Befreiung von der Präsenzpflicht kommt nur im 
Ausnahmefall in Betracht, wenn andere Maßnahmen 
nicht ausreichen. Sie ist grundsätzlich zu befristen 
(siehe Ziffer 3.3.).

Sollte ein Attest aus Sicht der Schulleitung die o. g. 
Bedingungen nicht eindeutig erfüllen und beispiels-
weise als Grund für die Entschuldigung nur das Alter 
eines Elternteils angegeben sein, sollte den Erziehungs-
berechtigten mitgeteilt werden, dass das Attest nicht 
eindeutig im Sinne der Vorgaben und durch ärztliches 
Attest zu spezifizieren ist. Sollte es zu keiner einver-
nehmlichen Lösung kommen, kann über die regionale 
Schulaufsicht Kontakt zur Rechtsabteilung der BSB 
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aufgenommen werden, die dann im weiteren Verfahren 
berät.

Liegt nach Eindruck der Schule eine besondere Belas-
tungssituation in der Familie vor, die ggf. durch Ängste 
noch verstärkt wird und sich auch darin ausdrückt, 
dass Sorgeberechtigte ihre Kinder zu Hause behalten 
möchten, wird empfohlen, das zuständige ReBBZ bera-
tend einzubinden.

5.	 Persönliche Hygiene

Das Coronavirus ist von Mensch zu Mensch übertrag-
bar. Der Hauptübertragungsweg ist die Tröpfchenin-
fektion. Hierbei wird zwischen Tröpfchen und Aero
solen unterschieden, wobei der Übergang fließend ist. 
Während insbesondere größere Tröpfchen schnell zu 
Boden sinken, können Aerosole auch über einen länge-
ren Zeitraum in der Luft schweben, siehe auch Kap. 6.2. 
Die Tröpfcheninfektion erfolgt vor allem direkt über 
die Schleimhäute der Atemwege. Darüber hinaus ist 
eine Übertragung auch indirekt über kontaminierte 
Hände möglich, wenn sie mit Mund- oder Nasen-
schleimhaut sowie die Augenbindehaut in Kontakt 
gebracht werden. Für einen wirkungsvollen Infektions-
schutz sind vor allem die in den folgenden Kapiteln 
dargestellten Maßnahmen zu beachten.

5.1.	 Umgang mit Symptomen

Personen mit Corona-typischen Krankheitssympto-
men (akute Atemwegserkrankungen, Husten, Fieber), 
die nicht durch eine chronische Erkrankung zu erklä-
ren sind, dürfen die Schulen nicht betreten. Dieses 
Verbot umfasst alle Personengruppen, die eine Schule 
betreten wollen.

Wegen der Einzelheiten wird für die Schülerinnen und 
Schüler auf die Anlagen „Umgang mit Krankheits- 
bzw. Erkältungssymptomen bei Kindern in Grund-
schulen“ und „Umgang mit Krankheits- bzw. Erkäl-
tungssymptomen bei Kindern und Jugendlichen in 
weiterführenden Schulen“ in der jeweils gültigen Fas-
sung verwiesen. Die dortigen Regeln sind zu befolgen.

Bei Auftreten von Symptomen während der Unter-
richtszeit sind die betreffenden Schülerinnen und 
Schüler zu isolieren und die Eltern zu informieren.

Zuständig: Schulleitung

5.2.	 Allgemeine Regeln zur persönlichen Hygiene

–	 Mit den Händen nicht in das Gesicht fassen, insbe-
sondere die Schleimhäute nicht berühren, d. h. 
nicht an Mund, Augen und Nase fassen.

–	 Keine Berührungen, Umarmungen und kein Hän-
deschütteln.

–	 Gründliche Händehygiene (z. B. nach dem Naseput-
zen, Husten oder Niesen) durch

a)	Händewaschen mit Seife für 20 – 30 Sekunden 
(siehe auch https://www.infektionsschutz.de/
haendewaschen/) oder

b)	Händedesinfektion: Über Schulbau Hamburg 
sind alle staatlichen Hamburger Schulen flächen-
deckend mit Handdesinfektionsmitteln und ent-
sprechenden Spender ausgestattet worden. Das 
sachgerechte Desinfizieren der Hände ist dann 
sinnvoll, wenn ein gründliches Händewaschen 
nicht möglich ist. Dazu muss Desinfektionsmit-
tel in ausreichender Menge in die trockene Hand 
gegeben und bis zur vollständigen Abtrocknung 
ca. 30 Sekunden in die Hände einmassiert wer-
den. Dabei ist auf die vollständige Benetzung der 

Hände zu achten (siehe auch www.aktion-sau-
berehaende.de).

–	 Husten- und Niesetikette: Husten und Niesen in 
die Armbeuge gehören zu den wichtigsten Präventi-
onsmaßnahmen! Beim Husten oder Niesen größt-
möglichen Abstand zu anderen Personen halten, am 
besten wegdrehen.

–	 Atemwege schützen: Alle Personen an den Schulen 
achten darauf, die Atemwege durch das Tragen 
einer medizinischen Maske zu schützen. Zu den 
genaueren Ausführungsbestimmungen siehe Kap. 3.

Zuständig: Jede Einzelperson

6.	 Raumhygiene

Neuere Erkenntnisse der Wissenschaft verweisen 
darauf, dass das Risiko durch Aerosolübertragung eine 
stärkere Bedeutung hat als bislang angenommen, wäh-
rend das Risiko der Schmierinfektion geringer ist als 
bisher angenommen. Weiterhin überragende Bedeu-
tung hat die Übertragung der Krankheit durch Tröpf-
cheninfektion (Husten, Niesen, Sprechen), siehe 
Kap. 5. Grundsätzlich gilt, dass die Schulgemeinschaft 
in der Zeit der Pandemie besonders darauf achtet, die 
Schule sauber zu halten und die Hygieneregeln zu 
befolgen. Insbesondere achten die aufsichtspflichtigen 
Lehrkräfte auf das regelmäßige Lüften (siehe Kap. 6. 
2.), die fachgerechte Entsorgung des Mülls und auf die 
Einhaltung der Sauberkeit in den Sanitärräumen. Die 
Aufsichtszeiten und das Aufsichtsmanagement sind 
entsprechend anzupassen.

6.1.	 Lüftung der schulischen Räumlichkeiten

Wichtig ist das regelmäßige und richtige Lüften in 
allen schulischen Räumen, da frische Luft eine der 
wirksamsten Maßnahmen ist, potenziell virushaltige 
Aerosole aus Innenräumen zu entfernen.

Folgende Vorgaben sind zu beachten:

–	 Es soll in jeder Unterrichtspause intensiv bei weit 
geöffneten Fenstern unter Aufsicht quer- oder stoß-
gelüftet werden.

–	 Es soll möglichst eine Querlüftung stattfinden, das 
heißt Lüften mit weit geöffneten Fenstern bei 
gleichzeitig geöffneter Tür und im Flur ebenfalls 
geöffneten Fenstern.

–	 Brandschutztüren können zum Querlüften kurzzei-
tig geöffnet und anschließend wieder geschlossen 
werden.

–	 Stoßlüften bedeutet, dass die Fenster vollständig 
geöffnet werden, eine Kipplüftung reicht nicht aus.

–	 Für den Unterricht gilt als Grundregel, dass alle 
20  Minuten eine knapp fünfminütige Quer- oder 
Stoßlüftung durchgeführt wird, bis es zu einem 
spürbaren Luftaustausch kommt.

–	 Aus Sicherheitsgründen verschlossene Fenster 
müssen für die Lüftung unter Aufsicht einer Lehr-
kraft geöffnet werden.

–	 Kommt es während des Unterrichts bei geschlosse-
nen Fenstern bei einzelnen Personen zu wiederhol-
tem Niesen oder Husten, sollte zusätzlich unmittel-
bar bei weit geöffneten Fenstern gelüftet werden.

–	 Sind raumlufttechnische Anlagen in den Schulen 
vorhanden, sollten diese möglichst durchgehend 
mit Frischluftzufuhr in Betrieb sein. Umluftbetrieb 
ist zu vermeiden.
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–	 Vorhandene mobile Luftfilter sind ergänzend zur 
Lüftung einzusetzen. Sie ersetzen nicht das regel-
mäßige Lüften in den vorgegebenen Intervallen.

Die Vorgaben zum regelmäßigen Quer- oder Stoßlüften 
gelten auch für alle weiteren schulischen Räumlichkei-
ten wie beispielsweise das Lehrerzimmer und das 
Schulbüro. Die Schule regelt die Umsetzung in eigener 
Verantwortung entsprechend der räumlichen Gegeben-
heiten. Zur Lüftung in schulischen Kantinen wird auf 
die Vorgabe in Kap. 8 verwiesen.

Zuständig: Schulleitungen/pädagogisches Personal

6.2.	 Reinigung an Schulen

Für die Reinigung gelten grundsätzlich die Leistungs-
beschreibung für Gebäude-, Glas- und Fensterrahmen-
reinigung – in den von der Freien und Hansestadt 
Hamburg genutzten Gebäuden – (Ausgabe 2016) und 
die Reinigungspläne für Schulen und Sporthallen 
(Stand: 8. Juli 2016).

Da die große Sorge vor einer Übertragung durch 
Gegenstände (Klassenbücher, Schulbücher, Hefte) zu 
relativieren ist, können die entsprechenden Vorschrif-
ten und schuleigenen Regelungen gelockert werden.

Darüber hinaus werden die Reinigungsintervalle an die 
früheren Regelungen angepasst, wobei die Schülerin-
nen und Schüler wie gewohnt die Stühle am Ende des 
Schultages auf die Tische stellen und den Klassenraum 
besenrein hinterlassen. Die Maßnahmen verpflichten 
gleichzeitig die Schulgemeinschaft, auf Sauberkeit 
besonders in den Sanitärbereichen zu achten.

Eine täglich präsente und verfügbare Reinigungskraft 
für Ad-hoc-Maßnahmen steht weiterhin stundenweise 
zur Verfügung.

Fachräume und Sporthallen sollen regelmäßig gelüftet 
werden. Eine routinemäßige Flächendesinfektion wird 
in Schulen auch in der jetzigen COVID-Pandemie 
durch das RKI nicht empfohlen. Auch hier ist die ange-
messene Reinigung völlig ausreichend.

Wird eine Desinfektion im Einzelfall durch das zustän-
dige Gesundheitsamt als notwendig erachtet, so ist 
diese durch ein professionelles Reinigungsunterneh-
men entsprechend der Handlungsempfehlung der Leit-
stelle Gebäudereinigung durchzuführen.

Zuständig: Schulbau Hamburg bzw. Gebäudemanage-
ment Hamburg bzw. HEOS/Leitstelle Gebäudereini-
gung der FB

6.3.	 Hygiene im Sanitärbereich

In allen Toilettenräumen müssen ausreichend Sei-
fenspender, Einmalhandtücher oder Stoffhandtuchrol-
len aus retraktiven Spendersystemen bereitgestellt und 
regelmäßig aufgefüllt bzw. gewartet werden. Die ent-
sprechenden Auffangbehälter für Einmalhandtücher 
und Toilettenpapier sind vorzuhalten.

Toilettenbecken, Urinale, Toilettensitze, Armaturen 
und Waschbecken werden an Grund- und weiterfüh-
renden Schulen bis zu zweimal täglich gereinigt. Die 
Reinigung der Wände, Böden und die Entleerung der 
Papierbehälter erfolgt nach Bedarf.

An berufsbildenden Schulen erfolgt die Reinigung ein-
mal täglich.

Zuständig: Schulbau Hamburg/Gebäudemanagement 
Hamburg bzw. HEOS/ Leitstelle Gebäudereinigung 
der FB

7.	 Infektionsschutz in den künstlerischen Fächern, 
beim Schwimmen, bei Chören und Orchestern
Grundsätzlich gilt es in dieser Phase der Pandemie die 
Einschränkungen des Unterrichts aufzuheben und eine 
Anpassung an die Regelungen vorzunehmen, die für 
den Freizeitbereich gelten. Zu den einschlägigen Mas-
ken-Regelungen siehe Kapitel 3. Zudem gelten für die 
einzelnen Fächer folgende besondere Regelungen:
Musik und Darstellendes Spiel
Analog zum Freizeitbereich muss im Musik- und im 
Theaterunterricht kein Abstand gewahrt bleiben. 
Zudem soll im Unterricht die Maske in den Phasen 
abgenommen werden, für die dies fachlich erforderlich 
ist, so u. a. beim Singen, beim Spielen von Blasinstru-
menten und beim chorischen Sprechen. Bei den musik-
praktischen Angeboten sind die allgemeinen Hygiene-
regeln und hier insbesondere das Lüften zu beachten. 
Zudem ist auf eine einheitliche Sing- und Musi-
zier-Richtung zu achten.
Chöre und Orchester
Auch Chöre und Orchester können Proben und Auf-
führungen wieder aufnehmen. Auf eine einheitliche 
Sing- und Musizier-Richtung ist zu achten, die Lüf-
tungsregelungen sind strikt zu beachten.
Schwimmen
Begleitpersonen zum Schulschwimmen, die das Bad 
betreten, müssen gemäß dem 2-G-Zugangsmodell (§ 10j 
der EindämmungsVO) einen Coronavirus-Impfnach-
weis oder Genesenen-Nachweis, jeweils in Verbindung 
mit einem amtlichen Lichtbildausweis vorzeigen. 
Alternativ müssen sie ein qualifiziertes schriftliches 
ärztliches Zeugnis (§ 10j Abs. 2 der EindämmungsVO) 
im Original darüber vorlegen, dass sie sich aufgrund 
einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen das 
Coronavirus impfen lassen können und einen negati-
ven Coronavirus-Testnachweis nach § 10h vorlegen.
Zuständig: Bäderland Hamburg, Fachlehrkräfte

8.	 Mittagessen und Trinkwasserversorgung
Allgemein zugängliche Trinkwasserspender können 
wieder in Betrieb genommen werden. Dabei sollen 
Schülerinnen und Schüler darauf hingewiesen werden, 
dass sie vor Benutzung die Hände waschen.
Die gemeinschaftliche Nutzung der Kantinen ist für 
alle Jahrgangsstufen ohne Beachtung des Mindestab-
standes zwischen Schülerinnen und Schülern möglich.
Buffets zur Selbstbedienung dürfen gemäß § 15 der 
Verordnung zur Eindämmung des Coronavirus SARS-
CoV-2 vom 25. August 2020 ab dem 1. September 2020 
wieder angeboten werden.
Folgende Hygienemaßnahmen sind zu beachten:
–	 Definierte Wegeführung („Einbahnstraßenprin-

zip“)
–	 Vor dem Essen Hände mit Wasser und Seife ausrei-

chend lange waschen (mindestens 30 Sekunden). 
Das gründliche Händewaschen hat immer Priorität. 
Als zweite Möglichkeit kann Handdesinfektions-
mittel für eine hygienische Händedesinfektion 
genutzt werden.

–	 Schülerinnen und Schüler tragen eine medizinische 
Maske bis sie ihren Essplatz eingenommen haben.

–	 Bei Buffets werden die Vorleger/Auffülllöffel regel-
mäßig ausgewechselt.

–	 Bedienpersonal an Kassen oder der Ausgabe durch 
mechanische Barrieren (z. B. Acrylglas) schützen.
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–	 Regelmäßige Stoßlüftung bspw. alle 20 Minuten, je 
nach Fenstergröße auch häufiger

Zuständig für Trinkwasserspender: Schulleitung/Ham-
burg Wasser

Zuständig für Kantinenbetrieb: Schulleitung in Ab-
stimmung mit dem Caterer

9.	 Infektionsschutz im Schulbüro

Alle dargestellten Hygienemaßnahmen gelten selbst-
verständlich auch für die Schulbüros. Ergänzend haben 
die Schulen die Möglichkeit, Plexiglasscheiben im 
Empfangsbereich als sog. „Spuckschutz“ installieren zu 
lassen. Diese werden aus den Schulbudgets finanziert.

Zuständig: Schulleitung/Schulhausmeister

10.	 Infektionsschutz bei der Ersten Hilfe

An erster Stelle steht immer die Sicherheit der Ersthel-
fenden. Wenn möglich, sollte der Mindestabstand von 
1,5 m zu anderen Personen gewahrt werden. Zur Mini-
mierung des gegenseitigen Ansteckungsrisikos für die 
ersthelfende und die hilfebedürftige Person sollte von 
beiden eine medizinische Maske getragen werden. 
Wenn direkter körperlicher Kontakt notwendig ist, 
sollten Ersthelfende Einmalhandschuhe tragen.

Nach der Erste-Hilfe-Leistung sollten die Hände 
gründlich gewaschen und optimaler Weise ergänzend 
desinfiziert werden. Hierfür ist Händedesinfektions-
mittel, möglichst beim Erste-Hilfe-Material, zur Ver-
wendung durch Ersthelfende bereitzuhalten.

Zuständig: Schulleitung/Hausmeister

11.	 Konferenzen und Versammlungen

Schulinterne Konferenzen und Arbeitsgruppensitzun-
gen der Beschäftigten sind im Schuljahr 2021/2 unter 
Wahrung aller einschlägigen Infektionsschutzmaßnah-
men möglich um die vollständige Umsetzung des 
Unterrichts nach Stundentafel, die Priorität genießt, 
sicherzustellen.

Sitzungen der schulischen Gremien sowie weitere 
schulische Veranstaltungen (wie z. B. Elternabende) 
finden regelhaft unter Einhaltung der Hygienevor-
schriften statt, siehe auch Kapitel 2 und 3. Hierzu gehö-
ren auch Findungsverfahren. Auf freiwilliger Basis 
kann eine 3-G-Zugangsregelung eingeführt werden.

Die Schulleitungen prüfen, ob die Anzahl und Dauer 
der schulischen Gremiensitzungen vorübergehend 
reduziert werden sollten, dabei sind die Vorgaben des 
Schulgesetzes einzuhalten. Um die Durchführung der 
Gremiensitzungen zu sichern, soll auch die Form der 
Videokonferenz geprüft werden.

Zuständig: Schulleitung

12.	 Zugang von Eltern und schulfremden Personen

Eltern und schulfremde Personen müssen auf dem 
Schulgelände und im Schulgebäude eine medizinische 
Maske tragen. Die Eltern werden zudem gebeten, ihre 
Kinder vor dem Schulgebäude zu verabschieden oder 
in Empfang zu nehmen. Sie melden sich im Schulbüro 
der Schule an, wenn sie ein Gespräch mit einer Lehr-
kraft in der Schule führen möchten.

Die Schule soll für alle nicht im hamburgischen Schul-
gesetz vorgeschriebenen Kontakte zu Eltern, anderen 
Sorgeberechtigten und weiteren schulfremden Perso-
nen ein 2-G-Plus-Zugangsmodel gemäß § 10j der Ein-
dämmungsverordnung vorsehen. Betroffen sind insbe-
sondere Tage der offenen Tür, Weihnachtsfeiern, The-
ateraufführungen und Sportveranstaltungen in Schu-
len vor Publikum. Vorzulegen sind damit

1.	 ein Nachweis über eine vollständige Impfung oder 
ein Genesenennachweis sowie

2.	 zusätzlich ein Testnachweis oder ein Nachweis über 
eine Auffrischungsimpfung („Booster“).

Zuständig: Schulleitung

13.	 Reiserückkehrerinnen und Reiserückkehrer

Mit Stand 21. Februar 2022 dürfen Personen, die aus 
dem Ausland zurückkehren, innerhalb von zehn Tagen 
nach Einreise nur dann das Schulgelände betreten oder 
an schulischen Veranstaltungen teilnehmen, wenn sie 
einen negativen Testnachweis gemäß § 23 Eindäm-
mungsverordnung vorlegen. Dies kann gemäß Kap. 1.2

–	 ein Antigen-Schnelltest gemäß § 10 d HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO sein, der bei einem zuge-
lassenen Testzentrum durchgeführt und durch ein 
negatives Ergebnis bestätig wurde, das nicht älter 
als 24 Stunden ist oder

–	 ein negatives PCR Test-Ergebnis sein, das § 10 d 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO entspricht und 
nicht älter als 48 Stunden ist.

Dies gilt auch für Schülerinnen und Schüler unter 
12 Jahren und auch nach Rückkehr von Verwandtenbe-
suchen. Hat eine Schule Hinweise darauf, dass Schüle-
rinnen und Schüler oder andere Personen aus dem 
schulischen Umfeld diese Bedingungen nicht erfüllen, 
sind sie umgehend nach Hause zu schicken und bis zur 
Vorlage entsprechender Bescheinigungen vom Präsenz
unterricht auszuschließen.

Alle Reisenden müssen sich nach Rückkehr aus den 
Frühjahrsferien 2022 und vor Betreten der Schulen 
selbstständig über die geltenden Infektionsschutzrege-
lungen informieren

14.	 Dokumentation und Nachverfolgung

Für Gemeinschaftseinrichtungen wie Kitas und Schu-
len ist es im Falle eines sog. Ausbuchsgeschehens auch 
weiterhin wichtig, ein Kontaktmanagement durch das 
Gesundheitsamt zu ermöglichen. Dabei ist vor allem 
Folgendes zu beachten:

–	 regelhaftes Dokumentieren der Anwesenheit in den 
Klassen- und Kursbüchern,

–	 regelhaftes Dokumentieren der Gruppenzusam-
mensetzung im Ganztag an GTS Schulen durch die 
Schule, an GBS-Standorten durch den Träger,

–	 tägliche Dokumentation der Anwesenheit des regel-
haft in der Schule eingesetzten Personals,

–	 Dokumentation von Einzelförderung mit engem 
Kontakt zu Schülerinnen und Schülern (z. B. Schul-
begleiter).

Die Daten sind gemäß § 7 der Verordnung zur Eindäm-
mung des Coronavirus SARS-CoV-2 unter Angabe des 
Datums und der Uhrzeit der Eintragung vier Wochen 
aufzubewahren. Dabei ist sicherzustellen, dass unbe-
fugte Dritte keine Kenntnisse von den Kontaktdaten 
erlangen können. Die Kontaktdaten sind nach Ablauf 
der Aufbewahrungsfrist zu löschen oder zu vernichten.

Die im Kontext eines Befreiungsantrages von der Mas-
kenpflicht oder vom Präsenzunterricht eingereichten 
Atteste sind vertraulich zu behandeln und vor der Ein-
sichtnahme Dritter zu schützen. Atteste von Schülerin-
nen und Schüler sind in der Schülerakte aufzubewah-
ren und unterliegen den datenschutzrechtlichen Vor-
gaben, die für besonders sensible personenbezogene 
Daten gelten. Atteste der Beschäftigten sind im Origi-
nal verschlossen an das für die jeweilige Schule zustän-

408



Amtl. Anz. Nr. 23 Dienstag, den 22. März 2022

dige Personalsachgebiet zur Aufnahme in die Personal-
akte weiterzuleiten.

Darüber hinaus ist nach Bundesinfektionsschutzgesetz 
der 3-G-Status der Mitarbeitenden zu erfassen. Bei Mit-
arbeitenden, die weder geimpft noch genesen sind, ist 
die Testung täglich zu dokumentieren. Die Dokumen-
tation der durchgeführten Testungen ist bei den jewei-
ligen Vorgesetzten (Schulleitungen, Abteilungsleitun-
gen) bzw. den erfassenden Personen (z. B. Mitarbei-
tende der Schulbüros) unter Verschluss zu halten und 
am Ende des sechsten Monats nach Erhebung jeweils 
zu löschen bzw. zu vernichten.

Zuständig: Schulleitung

15.	 Akuter Coronafall und Meldepflichten

Sollten in Schule bei Schülerinnen und Schülern oder 
Beschäftigen einer Schule einschlägige Corona-Symp-
tome auftreten (siehe zur Beschreibung unter Kap. 4) 
oder ein positiver Schnelltest bekannt werden, so sind 
Schülerinnen und Schüler ggf. bis zur Abholung durch 
die Eltern in einen gesonderten Raum zu führen. 
Beschäftigte werden gebeten, das Schulgelände zu ver-
lassen.

Bei bestätigten COVID-19- Infektionen informiert die 
Schulleitung umgehend die zuständigen Stellen über 
folgende Funktionspostfächer:

corona@bsb.hamburg.de

corona-schule@BEZIRKEINTRAGEN.hamburg.de

Über die in der betroffenen Schule zu ergreifenden 
Maßnahmen wie z. B. die Schließung einer Klasse oder 
Schule entscheidet danach ausschließlich das zustän-
dige Gesundheitsamt. Diese Entscheidung ist den 
Gesundheitsexperten vorbehalten und liegt nicht im 
Ermessen der Schule oder der Schulleitung.

Zuständig: Schulleitung

Bekanntmachung der Vergabekammer  
bei der Finanzbehörde

Die Vergabekammer bei der Finanzbehörde gibt 
bekannt, dass sich ab dem 10. März 2022 die Anschrift der 
Vergabekammer geändert hat:

Anschrift: 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, und/oder 
Postfach 301741, 20306 Hamburg, 
Telefon: +49 / 40 / 4 28 23 - 16 90, 
Telefax:  +49 / 40 / 4 27 92 - 30 80.

Aktuelle Hinweise zur Erreichbarkeit finden Sie stets 
unter:

https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11725152/

Hamburg, den 14. März 2022

Die Finanzbehörde
Amtl. Anz. S. 409

Bekanntmachung der Enteignungsbehörde 
bei der Finanzbehörde

Die Enteignungsbehörde bei der Finanzbehörde gibt 
bekannt, dass sich ab dem 10. März 2022 die Anschrift der 
Enteignungsbehörde geändert hat:

Anschrift: 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, und/oder 
Postfach 301741, 20306 Hamburg, 
Telefon: +49 / 40 / 4 28 23 - 16 90, 
Telefax:  +49 / 40 / 4 27 92 - 30 80.

Aktuelle Hinweise zur Erreichbarkeit finden Sie stets 
unter:

https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11354430/

Hamburg, den 14. März 2022

Die Finanzbehörde
Amtl. Anz. S. 409

Bekanntmachung des Bürgerbegehrens 
„Rettet das Wildgehege im Klövensteen“ 

im Bezirk Altona

I.
Durchführung des Bürgerbegehrens:

Gemäß § 32 Absatz 6 des Bezirksverwaltungsgesetzes 
(BezVG) in der Fassung vom 6. Juli 2006 (HmbGVBl. 
S. 404), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
25.  Mai 2021 (HmbGVBl. S. 347), in Verbindung mit § 6 
Absatz 1 des Bezirksabstimmungsdurchführungsgesetzes 
(BezAbstDurchfG) in der Fassung vom 27. Januar 2012 
(HmbGVBl. S. 28), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 25. Mai 2021 (HmbGVBl. S. 347), und § 8 
Absatz 1 der Bezirksabstimmungsdurchführungsverord-
nung (BezAbstDurchfVO) in der Fassung vom 26. August 
2014 (HmbGVBl. S. 393), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 25. Mai 2021 (HmbGVBl. S. 347), wird 
bekannt gemacht, dass im Bezirk Altona ein Bürgerbegeh-
ren mit dem Titel „Rettet das Wildgehege im Klövensteen“ 
durchgeführt wird.

Das Bürgerbegehren ist zulässig. Die Eintragung zur 
Unterstützung des Bürgerbegehrens (Näheres siehe unter 
V.) kann längstens bis zum 7. September 2022 erfolgen.

II.
Gegenstand des Bürgerbegehrens:

Das Bürgerbegehren hat folgende Fragestellung zum 
Gegenstand:

„Sind Sie dafür, dass das Wildgehege im Klövensteen 
mit seiner bisherigen Artenvielfalt und kostenfreien Ver-
fügbarkeit unmittelbarer Tiererfahrungen in der bisherigen 
Form erhalten bleibt und lediglich notwendige Sanierungs-
maßnahmen insbesondere zur artgerechten Haltung der 
Tiere ergriffen werden?“.

III.
Vertreter der Initiatoren des Bürgerbegehrens:

Die Initiatoren des Bürgerbegehrens werden durch fol-
gende Vertrauenspersonen vertreten:

– Claus W. Scheide,
– Prof. Dr. Rainer Abbenseth,
– Jens J. Sturzenbecher.

IV.
Bezirksabstimmungsleiter:

Fachamtsleitung: Jan Lengwenath
Stellvertretung: Sabine Nolte
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Geschäftsstelle:	  
Bezirksamt Altona, Platz der Republik 1, Zimmer 133, 
22765 Hamburg
Telefon: 040/428 11 - 19 42
E-Fax: 040/427 29 - 024 12
E-Mail: wahlen-abstimmungen@altona.hamburg.de

V.

Verfahren:

1.	 Allgemeines

Das Bürgerbegehren kommt zustande, wenn es inner-
halb von sechs Monaten nach der Anzeige – hier am 
7.  März 2022 – von mindestens drei Prozent der in 
Altona zur letzten Wahl zur Bezirksversammlung Wahl-
berechtigten unterstützt wird (§ 32 Absatz 3 BezVG in 
Verbindung mit § 3 Absatz 5 BezAbstDurchfG und § 14 
Absatz 1 BezAbstDurchfVO).

Die erforderliche Zahl der Unterstützungsunterschrif-
ten beträgt 6095. Sie wird gemäß § 3 Absatz 5 BezAbst-
DurchfG auf Grundlage der Zahl der Wahlberechtigten 
zur letzten Wahl der Bezirksversammlung Altona am 
26. Mai 2019 ermittelt. Dies waren 203 182 Wahlberech-
tigte.

Unterstützungsberechtigte, die das Bürgerbegehren 
nicht unterstützen wollen, müssen nichts tun. Sie leisten 
keine Unterschrift in den Unterschriftenlisten.

2.	 Unterstützungsberechtigte

Unterstützungsberechtigt nach § 32 Absätze 1 und 3 
BezVG in Verbindung mit § 3 Absatz 1 BezAbstDurchfG 
und § 14 Absatz 1 BezAbstDurchfVO ist, wer am Tag der 
Unterschrift zur Bezirksversammlung wahlberechtigt 
ist. Nach § 6 des Bezirksversammlungswahlgesetzes 
(BezVWG) in Verbindung mit § 6 des Bürgerschafts-
wahlgesetzes (BüWG) sind dies alle Deutschen im Sinne 
des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes und alle 
Staatsangehörigen der übrigen Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union, die nicht die deutsche Staatsange-
hörigkeit besitzen (Unionsbürger), die am Tag der 
Abgabe der Unterschriften

– das 16. Lebensjahr vollendet haben,

– im Bezirk Altona ihre (Haupt-)Wohnung innehaben,

– �seit mindestens drei Monaten im Gebiet der Freien 
und Hansestadt Hamburg ihre (Haupt-)Wohnung 
innehaben oder sich sonst gewöhnlich aufhalten und

– �nicht nach § 7 BezVWG vom Wahlrecht ausgeschlos-
sen sind.

Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist nach § 7 BezVWG in 
Verbindung mit § 7 BüWG

– �wer infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht 
besitzt,

– �derjenige, für den zur Besorgung aller seiner Angele-
genheiten eine Betreuerin oder ein Betreuer nicht nur 
durch einstweilige Anordnung bestellt ist; dies gilt 
auch, wenn der Aufgabenkreis der Betreuerin oder des 
Betreuers die in § 1896 Absatz 4 und § 1901 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs bezeichneten Angelegenheiten 
nicht erfasst,

– �wer sich auf Grund einer Anordnung nach § 63 des 
Strafgesetzbuchs (StGB) in Verbindung mit § 20 StGB 
in einem psychiatrischen Krankenhaus befindet.

3.	 Unterstützung des Bürgerbegehrens durch persönliche 
Unterschrift in Unterschriftenlisten

Die persönliche Unterstützung des Bürgerbegehrens 
durch die Unterstützungsberechtigten erfolgt durch 
Eintragung in die Unterschriftenlisten und Leistung der 
eigenhändigen Unterschrift innerhalb der Unterstüt-
zungsfrist (§ 32 Absatz 3 BezVG).

VI.
Auslegung der Unterschriftenlisten  

durch das Bezirksamt:

Die Unterschriftenlisten liegen innerhalb der Unterstüt-
zungsfrist in den nachfolgend genannten Dienststellen des 
Bezirksamtes Altona aus. Die Unterstützung durch Eintra-
gung und persönliche Unterschrift kann während der ange-
gebenen Öffnungszeiten erfolgen.

– �Kundenzentrum Altona (barrierefreier Zugang), 
Ottenser Marktplatz 10, 22765 Hamburg, Öffnungszei-
ten: montags bis freitags 7.00 Uhr bis 19.00 Uhr;

– �Kundenzentrum Blankenese (barrierefreier Zugang), 
Sülldorfer Kirchenweg 2 a, 22587 Hamburg, Öffnungs-
zeiten: montags bis freitags 7.00 Uhr bis 19.00 Uhr.

Hamburg, den 15. März 2022

Das Bezirksamt Altona
Bezirksabstimmungsleiter Jan Lengwenath

Amtl. Anz. S. 409

Widmung/Veränderung der Benutzbarkeit 
einer Wegefläche, Djakartaweg zwischen 
Halifaxweg und Sengelmannstraße, im 

Bezirk Hamburg-Nord
Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 

Wegegesetzes vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) in 
der jeweils gültigen Fassung wird der im Bezirk Ham-
burg-Nord in der Gemarkung Alsterdorf, Ortsteil 408, bele-
gene Weg Djakartaweg (Flurstück 1973 teilweise), zwischen 
Halifaxweg und Sengelmannstraße, mit sofortiger Wirkung 
für den öffentlichen Radverkehr erweitert und gewidmet; 
die Verbreiterungsfläche (Flurstück 1973 teilweise) wird 
mit sofortiger Wirkung für den öffentlichen Fuß- und Rad-
verkehr gewidmet.

Hamburg, den 8. März 2022

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
Amtl. Anz. S. 410

Beabsichtigung einer Widmung im Bezirk 
Bergedorf (Am Hirtenland, Reinbeker 

Redder, Haempten)
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen werden die im Bezirk Bergedorf (Stadtteil Loh-
brügge) belegenen Wegeflächen Am Hirtenland sowie die 
Verbreiterungsflächen der Straßen Reinbeker Redder und 
Haempten (Flurstück 4866, Gemarkung Bergedorf, 4893 m²) 
mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen Verkehr gewid-
met.

Die zu widmenden Flächen sind gelb markiert im Plan 
dargestellt.

Der Plan über den Umfang der zu widmenden Wegeflä-
chen liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
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stunden im Fachamt Management des öffentlichen Raumes 
des Bezirksamtes Bergedorf, Kampweg 4, Zimmer 04, 21035 
Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus.

Während dieser Zeit können alle, deren Interessen 
durch die beabsichtigte Widmung berührt werden, Einwen-
dungen schriftlich oder zu Protokoll vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 9. März 2022

Das Bezirksamt Bergedorf
Amtl. Anz. S. 410

Öffentliche Bekanntmachung  
des Finanzamts für Verkehrsteuern und 

Grundbesitz in Hamburg
Vom 22. März 2022

Aufforderung zur Abgabe der Erklärung zur Feststellung 
des Grundsteuerwerts für den Hauptfeststellungszeitpunkt 

1. Januar 2022

Das Finanzamt für Verkehrsteuern und Grundbesitz in 
Hamburg hat auf den 1. Januar 2022 (Hauptfeststellungs-
zeitpunkt) die Grundsteuerwerte für Grundstücke sowie für 
Betriebe der Land- und Forstwirtschaft in Hamburg festzu-
stellen.

Daher ergeht folgende Aufforderung:

Die Erklärung zur Feststellung des Grundsteuerwerts 
für den Hauptfeststellungszeitpunkt 1. Januar 2022 ist dem 
Finanzamt für Verkehrsteuern und Grundbesitz in Ham-
burg, Gorch-Fock-Wall 11, 20355 Hamburg, bis zum

31. Oktober 2022

zu übermitteln. Sie soll nach amtlich vorgeschriebenem 
Datensatz durch Datenfernübertragung (elektronisches 
Formular) übermittelt werden.

Rechtsgrundlagen:	� § 6 Absatz 5 des Hamburgischen Grund-
steuergesetzes (HmbGrStG)

	 § 11 HmbGrStG

	� § 149 Absatz 1 der Abgabenordnung 
(AO)

	 § 228 des Bewertungsgesetzes (BewG)

	 § 87a Absatz 6 Satz 1 AO.

Die elektronischen Formulare für die Erklärung 
zur Feststellung des Grundsteuerwerts werden ab dem 
1. Juli 2022 zum Beispiel im Portal „Mein ELSTER“ 
(www.elster.de) bereitgestellt. Für die elektronische Über-
mittlung über das Portal „Mein ELSTER“ ist ein Benutzer-
konto erforderlich. Ist dies noch nicht vorhanden, kann 
eine Registrierung unter www.elster.de vorgenommen wer-
den. Diese ist kostenlos und kann bis zu zwei Wochen dau-
ern.

Falls Eigentümerinnen und Eigentümer nicht die Mög-
lichkeiten zur elektronischen Übermittlung der Erklärung 
haben, dürfen nahe Angehörige sie hierbei unterstützen. 
Diese können die eigene Registrierung bei ELSTER nut-
zen, um die Erklärung abzugeben. Alternativ kann ab dem 
1. Juli 2022 der elektronisch ausfüllbare Erklärungsvor-
druck auf www.grundsteuer-hamburg.de genutzt werden. 
Sollten hierfür die technischen Voraussetzungen nicht vor-
handen sein, werden von der Steuerverwaltung auch Papier-
formulare für den Einzelfall vorgehalten.

Zur Abgabe der Erklärung zur Feststellung des Grund-
steuerwerts sind folgende Personen verpflichtet:

–	 Eigentümerinnen oder Eigentümer eines Grundstücks 
in Hamburg,

–	 Eigentümerinnen oder Eigentümer eines Betriebs der 
Land- und Forstwirtschaft in Hamburg,

–	 bei Grundstücken in Hamburg, die mit einem Erbbau-
recht belastet sind: Erbbauberechtigte unter Mitwir-
kung der Eigentümerin oder des Eigentümers des 
Grundstücks (Erbbauverpflichtete),

–	 bei Grundstücken in Hamburg mit Gebäuden auf frem-
dem Grund und Boden: Jeweils die Eigentümerinnen 
oder Eigentümer des Grund und Bodens und die Eigen-
tümerinnen oder Eigentümer der Gebäude.

Maßgebend für die persönliche Erklärungspflicht sind 
die Verhältnisse am 1. Januar 2022.

Bei Nichtabgabe oder verspäteter Abgabe der Erklärung 
zur Feststellung des Grundsteuerwerts kann ein Verspä-
tungszuschlag festgesetzt werden. Die Höhe des Verspä-
tungszuschlags ist maßgeblich von der Dauer der Fristüber-
schreitung abhängig. Bei Nichtabgabe der Erklärung kann 
das Finanzamt darüber hinaus die Besteuerungsgrundlagen 
schätzen.

Rechtsgrundlagen: 	§ 11 Absatz 2 HmbGrStG

	 § 152 AO

 	 § 162 AO

Hintergrund

Das Bundesverfassungsgericht hatte mit Urteil vom 
10. April 2018 (BVerfGE 148, 147-217) die Vorschriften zur 
Einheitsbewertung für die Bemessung der Grundsteuer für 
verfassungswidrig erklärt und eine gesetzliche Neuregelung 
ab dem Kalenderjahr 2025 gefordert. Der Bundesgesetzge-
ber verabschiedete daraufhin im November 2019 das Gesetz 
zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts 
(Grundsteuer-Reformgesetz – GrStRefG). Der Schwerpunkt 
des Gesetzes liegt in der Neuregelung des Bewertungsrechts 
für Grundsteuerzwecke und der Verankerung einer regel-
mäßigen Hauptfeststellung, erstmals zum 1. Januar 2022, 
im Bewertungsgesetz. In diesem Zusammenhang haben die 
Länder die Möglichkeit erhalten, vom Bundesrecht abwei-
chende Regelungen zu treffen (sog. Länderöffnungsklau-
sel).

Die Freie und Hansestadt Hamburg hat von dieser Mög-
lichkeit Gebrauch gemacht und sich mit dem Hamburgi-
schen Grundsteuergesetz für ein einfaches Modell, das sog. 
Wohnlagemodell, entschieden. Im Gegensatz zum Bundes-
modell wird es in Hamburg für die Grundstücke des Grund-
vermögens nur eine einmalige Hauptfeststellung der 
Grundsteuerwerte auf den 1. Januar 2022 geben. Diese 
Werte finden dann für die Berechnung der Grundsteuer ab 
dem Jahr 2025 Anwendung.

Weitere Informationen und Hilfen finden Sie im Inter-
net unter www.grundsteuer-hamburg.de. Bei Fragen rund 
um das Thema Grundsteuer unterstützt Sie auch der 
virtuelle Assistent der Steuerverwaltung, den Sie unter 
www.steuerchatbot.de erreichen.

Datenschutzhinweis

Bei der Verwendung der Daten, die originär im Ein-
heitswertverfahren erhoben wurden und nunmehr vorbe-
reitend der Feststellung der Grundsteuerwerte nach refor-
miertem Recht dienen, handelt es sich um eine zulässige 
Verarbeitung personenbezogener Daten zu einem anderen 
Zweck im Sinne der Datenschutz-Grundverordnung in 
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Verbindung mit § 11 Absatz 2 HmbGrStG und § 29c Ab- 
satz 1 AO.

Weitere Informationen über
–	 die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Steu-

erverwaltung,
–	 Ihre Rechte nach der Datenschutz-Grundverordnung 

sowie
–	 Ihre Ansprechpartner in Datenschutzfragen
entnehmen Sie bitte dem allgemeinen Informationsschrei-
ben der Finanzverwaltung, welches Sie im Internet unter 
www.finanzamt.de (unter der Rubrik Datenschutz) finden 
oder bei Ihrem Finanzamt erhalten.

Hamburg, den 22. März 2022

Finanzamt für Verkehrsteuern und Grundbesitz
in Hamburg

Amtl. Anz. S. 411

Erste Änderung der Gebührensatzung  
für das Studienangebot  
in der Weiterbildung  

Neue Kompositionstechniken  
an der Hochschule für Musik und Theater 

Hamburg
Vom 9. Februar 2022

Das Präsidium der Hochschule für Musik und Theater 
Hamburg (HfMT) hat am 9. Februar 2022 gemäß § 79 
Absatz 2 Nummer 3 des Hamburgischen Hochschulgesetzes 
(HmbHG) in der Fassung vom 18. Juli 2001 (HmbGVBl. 
S.  171), zuletzt geändert am 17. Juni 2021 (HmbGVBl. 
S. 468), nach Anhörung des Hochschulsenats am 9. Februar 
2022 gemäß § 85 Absatz 1 Nummer 13 HmbHG folgende 
Änderung der Gebührensatzung für das Weiterbildungs
angebot „Neue Kompositionstechniken“ beschlossen.

Artikel  I

§ 3 erhält folgende Fassung:

„§ 3
Fälligkeit der Gebühren

Die Gebühr ist mit dem Erlass des Gebührenbescheides 
fällig, es sei denn, dass in dem Gebührenbescheid ein abwei-
chender Zeitpunkt festgelegt wird.“

Artikel  II

Die Änderung tritt zum Sommersemester 2022 in Kraft.

Hamburg, den 9. Februar 2022

Hochschule für Musik und Theater Hamburg
Amtl. Anz. S. 412

Widmung von Verbreiterungsflächen 
„Ellerholzweg“

Gemäß § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41) mit Änderungen werden die im Bezirk Ham-
burg-Mitte, Stadtteil Steinwerder, gelegenen, im Lageplan 
gelb markierten, etwa 1502 m² großen Flächen (Gemarkung 
146 Neuhof, Flurstücke 460 und 472 und Teilflächen der 
Flurstücke 369, 471 und 475) mit sofortiger Wirkung für 
den allgemeinen Verkehr gewidmet.

Hamburg, den 9. März 2022

Hamburg Port Authority
Amtl. Anz. S. 412

Änderung des Verzeichnisses  
der zur Abgabe  

von Verpflichtungserklärungen  
für die Stadtreinigung Hamburg (SRH) 

berechtigten Angestellten
Die Befugnis zur Vertretung der Stadtreinigung Ham-

burg gegenüber Dritten wurde erteilt für:

Frau Nina Makowski zum 1. Januar 2022

Frau Stefanie Freitag zum 1. Februar 2022

Die Befugnis zur Vertretung der Stadtreinigung Ham-
burg gegenüber Dritten wurde widerrufen für:

Frau Vanessa Witt zum 31. Dezember 2021

Herrn Dr.-Ing. Heinz-Gerd Aschhoff zum 31. Dezember 
2021

Hamburg, den 9. März 2022

Stadtreinigung Hamburg
– Geschäftsführung –

Amtl. Anz. S. 412
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Beschränkte Ausschreibung nach Teilnahmewettbewerb

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖT 007-22 AS

Verfahrensart:  
Beschränkte Ausschreibung nach Teilnahmewettbewerb

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Handwerkerzeitvertrag (Rahmenvertrag)

Bauauftrag: Elektro Instandhaltung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 	  
2.059.000,– Euro / Jahr für alle am Vertrag beteiligten 
Firmen (Firmenliste mit bis zu 35 Firmen) mit einer Abruf-
höhe von mindestens 10.000,– Euro bis maximal 25.000,– 
Euro netto je Einzelabruf

Vertragslaufzeit:

1. August 2022 bis 31. Juli 2023 Der AG ist berechtigt, die 
Vertragslaufzeit durch einseitige Erklärung (Optionserklä-
rung) einmal um 1 Jahr zu bisherigen Bedingungen dieses 
Vertrages zu verlängern (Optionsrecht).

Schlusstermin für die Einreichung der Teilnameanträge:  
6. April 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es sind ausschließlich elektronische Teilnahme-
anträge und Angebote zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/.

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Teilnah-
meunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihren Teilnahme-
antrag/Ihr Angebot rein elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
den Hinweis auf die Bereitstellung von beantworteten 
Bewerber-/Bieterfragen in der eVergabe nicht direkt per 
E-Mail und können Ihren Teilnahmeantrag/Ihr Angebot 
nicht unterstützt durch den Bieterassistenten elektronisch 
einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des öffentlichen Teilnahmewettbewerbs finden 
Sie zudem auf der Homepage des Landesbetriebes 
SBH | Schulbau Hamburg unter https://schulbau.hamburg/
ausschreibungen/ oder auf der Homepage des Unterneh-
mens GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH unter: 
https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 4. März 2022

Die Finanzbehörde 366

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 088-22 SW
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neu und Ersatzbau Zweifeldsporthale und Erweiterung 
1 Zug, Fiddigsagen 11 in 21035 Hamburg
Bauauftrag: Sporthallentore
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 23.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung: ca. Juli 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
5. April 2022 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://www.hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 7. März 2022

Die Finanzbehörde 367

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 089-22 AS
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentl. Auftrags:
Neu- und Ersatzbau Zweifeldsporthale und Erweiterung 
1 Zug, Fiddigshagen 11 in 21035 Hamburg
Bauauftrag: Prallwand
geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 24.000,– Euro

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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Ausführungsfrist voraussichtlich: ca. Juli 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
5. April 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische Angebots-
abgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 8. März 2022

Die Finanzbehörde 368

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 081-22 SW

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentl. Auftrags:

Sanierung Südflügel des Walddörfer Gymnasiums, 
Im Allhorn 45 in 22359 Hamburg

Bauauftrag: Gerüstbau

geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 142.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich:

ca. Juni 2022 bis Dezember 2023

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
5. April 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische Angebots-
abgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 8. März 2022

Die Finanzbehörde 369

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 108-22 PF

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zentrum für Erwachsenenbildung, Holzdamm 5  
in 20099 Hamburg

Bauauftrag: Trockenbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 89.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung ca. Juli 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
29. März 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/.

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
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sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 10. März 2022

Die Finanzbehörde 370

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 096-22 LG
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zentrum für Erwachsenenbildung, Holzdamm 5  
in 20099 Hamburg
Bauauftrag: Heizung
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 100.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung ca. Juli 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
7. April 2022 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/.
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. März 2022

Die Finanzbehörde 371

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 094-22 CR
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau 1,5 Züge, Richard-Linde-Weg 49  
in 21033 Hamburg
Bauauftrag: Aufzug

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 39.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Juli 2023 bis August 2023

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
8. April 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/.

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. März 2022

Die Finanzbehörde 372

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 085-22 PF

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zentrum für Erwachsenenbildung, Holzdamm 5  
in 20099 Hamburg

Bauauftrag: Lüftung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 18.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung ca. Juli 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
7. April 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/.
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Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. März 2022

Die Finanzbehörde 373

Öffentliche Ausschreibung

a)	 Freie und Hansestadt Hamburg,  
Bezirksamt Wandsbek 
Management des öffentlichen Raumes 
Postfach 702141, 22021 Hamburg 
E-Mail für Abforderungen: 
submission-vob@altona.hamburg.de

b)	 Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

Vergabenummer: A/D4G2 – 3/ 2022

c)	 Es werden nur schriftliche Angebote (in Papierform) 
akzeptiert.

d)	 Ausführung von Bauleistungen

e)	 an Wandsbeker Gewässern und in Erschließungsgebieten

f)	 Mähen und Räumen von Gewässerböschungsflächen

	 Los 1 ca.35.516 m² 
Los 2 ca.36.786 m² 
Los 3 ca. 9.007 m² 
Los 4 ca. 49.114 m² 
Los 5 ca. 27.599 m² 
Los 6 ca. 35.404 m² 
Los 7 ca. 24.735 m² 
Los 8 ca. 21.893 m²  
Los 9 ca. 26.557 m²

g)	 Entfällt

h)	 ja, Angebote sind möglich: 
für ein Los, für mehrere Lose, für alle Lose (alle Lose 
sind anzubieten)  
9

i)	 Beginn der Ausführung: 15. Juli 2022 (Los 9) und  
1. September 2022 (Los 1 bis 8)

	 Fertigstellung oder Dauer der Ausführung: 
30. November 2022

j) 	 Nicht zugelassen

k)	 Bezirksamt Altona, Submission, Erdgeschoss,  
Zimmer 2, Jessenstraße 1–3, 22767 Hamburg

Verkauf: 16. März 2022 – 29.03. 2022 

E-Fax: 040 / 4 27 90 - 26 99

E-Mail: submission-vob@altona.hamburg.de

Kosten für die Übersendung von Vergabeunterlagen in 
Papierform: 

Höhe der Kosten: 27,– Euro 
Zahlungsweise: Banküberweisung  
Empfänger: Kasse.Hamburg – Bezirksamt Altona 
IBAN: DE54 2000 0000 0020 0015 82  
BIC: MARKDEF1200 
Geldinstitut: Bundesbank 
Verwendungszweck: 238400 0005801 
A/D4 G2 - 3 /2022 (unbedingt angeben)

Die Vergabeunterlagen können nur versandt werden, 
wenn

–	 der Verwendungszweck auf dem Überweisungsträ-
ger angegeben ist,

–	 gleichzeitig mit der Überweisung eine Anforderung 
von Unterlagen per Brief oder E-Mail

(unter Angabe der vollständigen Firmenadresse) bei 
der unter lit. k) genannten Stelle erfolgt ist, und das 
Entgelt auf dem Konto des Empfängers eingegangen 
ist. Das eingezahlte Entgelt wird nicht erstattet.

l)	 Entfällt

m) 	 Die Angebote können bis zum 13. April 2022  
um 11.30 Uhr eingereicht werden.

n)	 Anschrift, an die die Angebote zu richten (und/oder 
ggf. elektronisch zu übermitteln) sind:

Freie und Hansestadt Hamburg, 
Bezirksamt Altona, Submissionsstelle, Erdgeschoss,  
Zimmer 2, Jessenstraße 1–3, 22767 Hamburg

o) 	 Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

p)	 Ablauf der Angebotsfrist am 13. April 2022   
um 11.30 Uhr.

Öffnungstermin an der Anschrift der lit. o) am  
13. April 2022 um 11.30 Uhr.

Bei der Öffnung der Angebote dürfen Bieter und ihre 
Bevollmächtigten anwesend sein.

q)	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

r)	 Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.

s)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-
tragserteilung muss sein eine gesamtschuldnerisch haf-
tende Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Ver-
treter.

t)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis).

Beim Einsatz von Nachunternehmern ist auf gesonder-
tes Verlangen deren Präqualifikation nachzuweisen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärungen 
auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der Verga-
beunterlagen abzugeben. Von den Bietern der engeren 
Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlangen durch 
(ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigungen zu 
bestätigen.

Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei-
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen.

Die einzelnen Eignungsnachweise sind dem Formblatt 
„Eignung“ der Vergabeunterlagen zu entnehmen.
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Der Vordruck „Eignung“ mit allen geforderten Erklä-
rungen und Nachweisen ist zusammen mit dem Ange-
bot unterschrieben vorzulegen.

u) 	 Die Zuschlagskriterien sind den Vergabeunterlagen 
(Formblatt bzw. im eVergabesystem „eVa“) zu entneh-
men.

v) 	 Die Bindefrist endet am 12. Mai 2022 um 24.00 Uhr.
w)	 Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A): 

Bezirksamt Wandsbek 
Der Dezernent für Wirtschaft, Bauen und Umwelt 
Schloßgarten 9, 22041 Hamburg,  
Telefax: 040 / 4 27 90 - 55 67

Hamburg, den 10. März 2022

Das Bezirksamt Altona 374

Öffentliche Ausschreibung 
a)	 Bezirksamt Hamburg-Bergedorf 

Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt 
Wentorfer Straße 38a 
21029 Hamburg 
Deutschland

b)	 Öffentliche Ausschreibung [VOB] 
c)	 Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 

nur elektronisch erfolgen
d)	 Bauleistung
e)	 21029 Hamburg
f)	 Maßnahme: Sanierung Kapelle 2
	 Leistung: Sanierung der Kapelle 2: Heizungsarbeiten
	 Vergabe-Nr.: 22/MR5016

Art und Umfang der Leistung, allgemeine Merkmale 
der baulichen Anlage:
Sanierung Kapelle 2: Heizungsarbeiten
–  Brennwertkessel 100 kW einschl. Abgasanlage
–  Luft-Wasser-Wärmepumpe 22 kW
–  ca. 650  m Heizungsleitungen Stahlrohr mit 
Pressverbindungen
–  ca. 30  m Erdverlegte Leitungen
–  270  m² Fußbodenheizung
–  17 Heizkörper
–  63 Elektro-Bankheizkörper Kapelle

g)	 Entfällt
h)	 Entfällt
i)	 Mit der Ausführung ist zu beginnen am 20. Juni 2022.

Die Leistung ist fertig zu stellen nach Absprache mit 
dem Bezirksamt Bergedorf.

j)	 Nebenangebote sind zugelassen
k)	 Mehrere Hauptangebote zulässig
l)	 Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-

gung unter:
https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 

evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/
cd37ae1c-00d4-46e3-afee-2b38c606cafd  

Fragen und Antworten während des Verfahrens wer-
den ebenfalls auf der Ausschreibungsplattform bekannt 
gemacht; ein Versand per E-Mail ist nicht möglich.

m)	 Entfällt
n)	 Der Teilnahmeantrag ist nach Maßgabe der lit. c) im 

verschlossenen Umschlag (bzw. elektronisch) mit kor-

rekter Auftragsbezeichnung des Auftraggebers einzu-
reichen.
Der Teilnahmeantrag muss etwaige durch Nachunter-
nehmer auszuführende Leistungen angeben. Auf 
gesondertes Verlangen sind dazu Nachweise und Anga-
ben zum von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt 
vorzulegen.

o)	 5. April 2022, 11.00 Uhr 
24. Mai 2022

p)	 Elektronische Angebote sind einzureichen unter:
https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 

evergabe.bieter/eva/supplierportal/fhh/tabs/home
q)	 Deutsch
r)	 Niedrigster Preis
s)	 5. April 2022 11.00 Uhr
t)	 Entfällt
u)	 Entfällt
v)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-

tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.

w)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis).
Beim Einsatz von Nachunternehmern ist auf gesonder-
tes Verlangen deren Präqualifikation nachzuweisen.
Nicht Präqualifizierte Unternehmen haben als vor-
läufigen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärun-
gen auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der 
Vergabeunterlagen abzugeben. Von den Bietern der 
engeren Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlan-
gen durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheini-
gungen zu bestätigen.
Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei-
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen. Die Angaben zu einzel-
nen Eignungsnachweisen sind dem Formblatt „6-030 
Eignung“ den Vergabeunterlagen zu entnehmen.

x)	 Bezirksamt Hamburg-Bergedorf
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt –  
Dezernent D4 
Wentorfer Straße 38a 
21029 Hamburg

Hamburg, den 3. März 2022

 Das Bezirksamt Bergedorf 375

Auftragsbekanntmachung (national)

a) 	 Bezirksamt Hamburg-Bergedorf 
Wentorfer Straße 38a 
21029 Hamburg 
Deutschland

b) 	Öffentliche Ausschreibung [VOB]
c) 	 Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 

nur elektronisch erfolgen
d) 	Bauleistung
e) 	 21029 Hamburg-Bergedorf
f)	 Maßnahme: Sanierung Kapelle 2 

Leistung: Dachdeckerarbeiten Kapelle 2 
Vergabe-Nr.: 22/MR5007

	 Dachdeckerarbeiten Kapelle 2
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	 Sanierung der Friedhofskapelle 2 in Hamburg-Berge-
dorf in Bezug auf Dachdeckerarbeiten.

g)	 Entfällt

h)	 Entfällt

i) 	 Mit der Ausführung ist zu beginnen am 27. Mai 2022.

	 Einzelfristen: siehe LV.

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen

k) 	Mehrere Hauptangebote sind zulässig

l) 	 Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

	 https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

6b1e8669-1072-4811-9c13-36ad55185428

	 Fragen und Antworten während des Verfahrens werden 
ebenfalls auf der Ausschreibungsplattform bekannt 
gemacht; ein Versand per E-Mail ist nicht möglich.

m)	siehe Vergabeunterlagen.

n) 	Der Teilnahmeantrag ist nach Maßgabe der lit. c) im 
verschlossenen Umschlag (bzw. elektronisch) mit kor-
rekter Auftragsbezeichnung des Auftraggebers einzurei-
chen.

	 Der Teilnahmeantrag muss etwaige durch Nachunter-
nehmer auszuführende Leistungen angeben. Auf geson-
dertes Verlangen sind dazu Nachweise und Angaben 
zum von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt vorzu-
legen.

o) 	5. April 2022, 11.10 Uhr,�  
24. Mai 2022

p) 	Elektronische Angebote sind einzureichen unter:

	 „https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/eva/supplierportal/fhh/tabs/home“

q) 	Deutsch

r) 	 Niedrigster Preis

s)	 Bei der Angebotseröffnung sind keine Bieter zu gelas-
sen.

t) 	 Siehe Vergabeunterlagen.

u) 	Siehe Vergabeunterlagen.

v) 	Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-
tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.

w) 	Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis).

	 Beim Einsatz von Nachunternehmern ist auf gesonder-
tes Verlangen deren Präqualifikation nachzuweisen.

	 Nicht Präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärungen 
auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der Verga-
beunterlagen abzugeben. Von den Bietern der engeren 
Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlangen durch 
(ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigungen zu 
bestätigen.

	 Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung weitere 
Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines Ein-
zelnachweises zu machen. Die Angaben zu einzelnen 
Eignungsnachweisen sind dem Formblatt „6-030 Eig-
nung“ den Vergabeunterlagen zu entnehmen.

	 Siehe Vergabeunterlagen.

x) 	Bezirksamt Hamburg-Bergedorf 
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt – 
Dezernent D4 
Wentorfer Straße 38, 21029 Hamburg

Hamburg, den 8. März 2022

Das Bezirksamt Bergedorf 376

Öffentliche Ausschreibung

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:

Universität Hamburg
Mittelweg 124
20148 Hamburg
Deutschland
+49 40239512234
strategischereinkauf@uni-hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt

5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 
Leistungserbringung:

Rahmenvereinbarung über den Kauf und Verwahrung 
von Europäischen Emissionsrechten

Die Universität Hamburg ist mit über 42.000 Studen-
ten die größte Universität in der Freien und Hansestadt 
Hamburg, die größte Forschungs- und Ausbildungs-
einrichtung in Norddeutschland und eine der größten 
Hochschulen in Deutschland. Im Herzen der Freien 
Hansestadt Hamburg gelegen, bietet die Universität 
ein vielfältiges Lehrangebot und exzellente Forschung.

Der Fachbereich Sozialökonomie der Fakultät für 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften an der Universi-
tät Hamburg befragt im Rahmen einer Studie Haus-
halte zur Wahrnehmung und Präferenz klimapoliti-
scher Instrumente. Die in einem eingebetteten Ent-
scheidungsexperiment getroffenen Entscheidungen 
werden im Anschluss tatsächlich mit einer bestimmten 
Wahrscheinlichkeit umgesetzt. Eines der im Rahmen 
der Studie untersuchten Instrumente ist die Vermei-
dung von Treibhausgasen durch Stilllegung von Emis-
sionsrechten aus dem Emissionshandelssystem der 
Europäischen Union (EU ETS).

Die Universität Hamburg beabsichtig konkret mit die-
ser Ausschreibung einen Partner zu finden, der im 
Rahmen einer mehrjährigen Rahmenvereinbarung die 
Universität Hamburg beim Kauf und der Verwahrung 
der Emissionsrechten (European Union Allowance) 
unterstützt. Die Vertragslaufzeit umfasst 12 Monate, 
beginnend ab dem 1. Mai 2022, mit der Option der 
dreimaligen Verlängerung, maximal jedoch für 
48 Monate.

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 

Losweise Ausschreibung: Nein 

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen
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8)	 Entfällt 
9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunter

lagen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:
Die Unterlagen zum Verfahren „UHH_2022022_ÖA“ 
stehen zur Verfügung unter 

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

02d131fd-4fc0-4652-b209-cfb92de87bb7   
10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 

Bindefrist:
Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
30. März 2022, 9.00 Uhr 
Bindefrist: 30. Juni 2022, 0.00 Uhr

11)	 Entfällt 
12)	 30 Tage netto
13)	 Entfällt
14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter-

lagen genannt (§ 43 UVgO):
Wirtschaftlichstes Angebot: 
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung
Preis-/Leistungsverhältnis (%): 50 / 50  

Hamburg, den 15. März 2022

Universität Hamburg 377

Öffentliche Ausschreibung
1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 

auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:
Universität Hamburg
Mittelweg 124
20148 Hamburg
Deutschland
+49 40239512234
strategischereinkauf@uni-hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):
Öffentliche Ausschreibung (EU) [VgV]  

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt
5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 

Leistungserbringung:
Gestaltung und Realisierung einer kulturhistorischen 
Wanderausstellung „Pleasurescapes“ – HafenCity Uni-
versität Hamburg
Dass an der HafenCity Universität Hamburg (HCU) 
angesiedelte geisteswissenschaftliche internationale 

Forschungsprojekt „Pleasurescapes“ (PLSC), unter-
sucht die gesellschaftspolitische Bedeutung populärer 
Vergnügungsviertel in Hafenstädten von den 1870er 
bis zu den 1970er Jahren. Ein empirischer Schwer-
punkt liegt dabei auf den Städten Hamburg, Rotter-
dam, Barcelona und Göteborg. Die Forschungsergeb-
nisse sollen nicht nur in wissenschaftlichen Facharti-
keln veröffentlicht, sondern auch einer größeren nicht-
wissenschaftlichen Öffentlichkeit bekannt gemacht 
werden. Zu diesem Zweck will das Projektteam PLSC 
eine kulturhistorische Museumsausstellung realisieren, 
die in Hamburg im Museum für Hamburgische 
Geschichte (MHG) im 2. Halbjahr 2023 eröffnet und 
anschließend durch die beteiligten europäischen Städte 
touren soll.

Für die Gestaltung und die Realisierung dieser Ausstel-
lung am Standort Hamburg sucht das PLSC-Team 
einen externen Partner mit entsprechender Expertise 
im Ausstellungswesen.

Ort der Leistungserbringung: 20457 Hamburg  

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 

Losweise Ausschreibung: Nein 

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Entfällt 

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunter
lagen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:

Die Unterlagen zum Verfahren „UHH_2022006_ÖA_
HCU - Gestaltung und Realisierung einer kulturhisto-
rischen Wanderausstellung „Pleasurescape“ – Hafen-
City Universität Hamburg“ stehen zur Verfügung unter 

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/ 

9ec6456f-adc7-4ae3-8c9a-00356bb379d4

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
21. März 2022, 9.00 Uhr 
Bindefrist: 31. Mai 2022, 0.00 Uhr

11)	 Entfällt 

12)	 Entfällt

13)	 Entfällt

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter-
lagen genannt (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 
Preis-/Leistungsverhältnis (%): 80 / 20  

Hamburg, den 16. März 2022

Universität Hamburg 378
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Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB ÖA 024-22 LG
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Fenstersanierung Bürgerhaus Harburg, Rieckhoffstraße 12 
in 21073 Hamburg
Bauauftrag: Tischler–Holzfenster
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 35.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich:
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung;
Fertigstellung ca. Oktober 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
31. März 2022 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter: 
https://hamburg.de/bauleistungen/.
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter: https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 10. März 2022

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 379

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB ÖA 022-22 LG
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Fenstersanierung Bürgerhaus Harburg, Rieckhoffstraße 12 
in 21073 Hamburg
Bauauftrag: Trockenbau
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 50.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich:
Beginn schnellstmöglich nach Beauftragung;
Fertigstellung ca. Oktober 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
31. März 2022 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter: 
https://hamburg.de/bauleistungen/.
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter: https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. März 2022

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 380
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